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Kindertagesstätte kann das Recht der Eltern,  
ordentlich zu kündigen, nicht beschneiden
|  Eine private Kindertagesstätte (Kita) kann das Recht zur ordentlichen Kündigung für die 
Erziehungsberechtigten bis zum Beginn der Vertragslaufzeit nicht ausschließen. So hat es 
das Landgericht (LG) LG München entschieden.  |

Ordentliche Kündigung bis Vertragsbeginn ausgeschlossen
Die Eltern schlossen mit der Kita zwei Betreuungsverträge über die Aufnahme ihrer beiden 
Kinder in der Tagesstätte zum 1.1.22. Nach Nr. 8 des Betreuungsvertrags war die ordentliche 
Kündigungsfrist bis Vertragsbeginn ausgeschlossen und betrug danach drei Monate zum  
Monatsende.

Eltern kündigten gleichwohl
Im März 2021 erklärten die Eltern die Kündigung sowie den Rücktritt von beiden Verträgen. 
Grund dafür war nach ihrer Darstellung Folgendes: Nach Abschluss der Betreuungsverträge 
hätten sie erfahren, dass sich die Mutter des Vaters einer schwierigen Operation unterziehen 
müsse. Um die Mutter nicht zu gefährden und einem erhöhten Infektionsrisiko auszusetzen, 
könnten sie ihre Kinder nicht in die Obhut der Kindertagesstätte geben. Die Betreiber der Kita 
bestätigten den Erhalt der Kündigung, wiesen diese jedoch insoweit zurück, als eine Kündigung 
nach den Vertragsbedingungen erst zum 30.4.22 möglich sei. Die Aufnahmegebühr sowie das 
Betreuungsgeld seien vorher zu entrichten – unabhängig davon, ob die Kinder die Kita auch 
besuchen. Dies sei dem Umstand der Planungssicherheit für die Kita geschuldet.

Die Betreiber der Kita haben die Kinder nicht betreut. Dennoch zogen sie Beträge von den Eltern 
ein. Diese begehren, die eingezogenen Beträge zurückzuzahlen.

Kündigung wirksam
Das LG: Die Eltern haben die Betreuungsverträge für beide Kinder wirksam gekündigt. Der 
Ausschluss des Rechts zur ordentlichen Kündigung bis zum Beginn der Vertragslaufzeit ist  
unwirksam. Die streitgegenständliche Regelung ist mit dem Benachteiligungsverbot im Recht 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) nicht vereinbar. Der Ausschluss der ordentlichen 
Kündigung gilt nur einseitig für die Eltern, obwohl die Eltern ein ebenso hohes, wenn nicht  
sogar höheres Planungsbedürfnis aufweisen als Kitas. Dieser einseitige Ausschluss benach­
teiligt die Eltern unangemessen – zumal die vertragliche Regelung den Eltern eine zeitlich  
äußerst lange Vertragsbindung abverlangt, ohne eine gleich gelagerte Betreuungssicherheit 
einzuräumen.

Im Rahmen der Gesamtabwägung ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass der Ausschluss 
des ordentlichen Kündigungsrechts dem Wortlaut nach selbst greift, wenn es der Kindertages­
stätte gelänge, die frei gewordenen Plätze erfolgreich an andere Kinder zu vergeben – dadurch 
erhielte die Kita de facto über einen Zeitraum von vier Monaten für den Platz eine doppelte 
Bezahlung.

QUELLE  |  LG München, Urteil vom 31.10.2023, 2 O 10468/22, Abruf-Nr. 238240 unter www.iww.de
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Anrechnung des Ehegatteneinkommens verfassungsgemäß
|  Die beklagte Deutsche Rentenversicherung Bund bewilligte der Klägerin eine Altersrente. 
Einen Grundrentenzuschlag nach dem Sozialgesetzbuch VI (hier: § 76g SGB VI) für langjährige 
Versicherung berücksichtigte sie nicht, weil das anzurechnende Einkommen des Ehemannes 
höher als der Zuschlag war. Zu Recht, wie das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfa-
len nun bestätigte.  |

Klägerin rügte Grundrechtsverstoß
Die Klägerin rügte, dass die Einkommensanrechnung gemäß § 97a Abs. 1 SGB VI gegen Art. 3 
Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 des Grundgesetzes verstoße. Verheiratete und unverheiratete Menschen 
würden ungleich behandelt und durch den Familienstand „verheiratet“ benachteiligt, weil das 
Gesetz eine Einkommensanrechnung bei unverheirateten Personen nicht vorsehe. Das SG wies 
die Klage durch Gerichtsbescheid ab.

Landessozialgericht: kein Grundrechtsverstoß
Die dagegen gerichtete Berufung hat das LSG nun zurückgewiesen. Die von der Beklagten  
angewandte gesetzliche Regelung sei nicht verfassungswidrig. Der Nachteil der Einkom-
mensanrechnung werde bei Gesamtbetrachtung aller an die Ehe bzw. eingetragenen  
Lebenspartnerschaft anknüpfenden Regelungen sowohl in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung als auch in anderen Regelungsbereichen im Ergebnis ausgeglichen.

Einkommen oberhalb des Grundsicherungsbedarfs
Dabei sei zudem zu berücksichtigen, dass das Ziel der Grundrente nach dem Willen des Gesetz-
gebers neben der Anerkennung der Lebensarbeitsleistung eine bessere finanzielle Versorgung 
von langjährig Versicherten sei. Dieses Ziel werde erreicht. Dem Grundrentenberechtigten ver-
bleibe bei Einbeziehung des Einkommens des Ehegatten ein Einkommen oberhalb des Grund-
sicherungsbedarfs. Er stehe besser da als jemand, der wenig oder gar nicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung verpflichtend versichert gearbeitet habe und entsprechend wenig oder gar 
nicht in diese eingezahlt habe.

Das gelte zwar auch für jemanden, der in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft mit jeman-
dem zusammenlebe, der entsprechende Einkünfte habe. Allerdings seien Ehepartner aufgrund 
der unterhaltsrechtlichen wechselseitigen Verpflichtung wirksamer als in einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft versorgt.

QUELLE  |  LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 30.1.2024, L 18 R 707/22, PM vom 15.3.2024

SCHEIDUNGSRECHT

Außereheliche Beziehung mit Folgen nicht immer Härtefall
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Zweibrücken hat entschieden: Eine Ehefrau, die aufgrund  
einer außerehelichen Beziehung ein Kind erwartet, kann sich nicht wegen unzumutbarer  
Härte vor Ablauf des sogenannten Trennungsjahrs scheiden lassen kann.  |

Abwarten auf Ablauf des Trennungsjahrs unzumutbar?
Die Eheleute leben seit August 2023 getrennt. Die Ehefrau ist bereits wieder in einer anderen 
Beziehung und erwartete aus dieser im Juni 2024 ein Kind. Deshalb wollte sich die Ehefrau noch 
vor Ablauf des sogenannten Trennungsjahrs scheiden lassen und beantragte hierfür die Bewil-
ligung von Verfahrenskostenhilfe. Sie beruft sich unter anderem darauf, dass das Abwarten des 
sogenannten Trennungsjahrs für ihren Ehemann eine unzumutbare Härte darstelle.
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Das ungewöhnliche Testament
|  Dass ein Testament nicht zwingend auf einem weißen Blatt Papier entstehen muss, zeigt ein 
Fall des Oberlandesgerichts (OLG) Oldenburg. Es ging letztlich darum, ob jemand Erbe  
geworden war oder nicht.  |

Gastwirt verstarb – Testament auf „Kneipenblock“
Verstorben war ein Gastwirt aus dem Landkreis Ammerland. Seine Partnerin sah sich als Erbin 
und beantragte, einen Erbschein zu erteilen. Als Testament legte sie dem Gericht einen Knei-
penblock vor, den sie im Gastraum hinter der Theke aufgefunden habe. Dort war unter Angabe 
des Datums und einer Unterschrift auch der Spitzname einer Person („X“) vermerkt. Auf dem 
Zettel hieß es lediglich „X bekommt alles“.

Amtsgericht: Testierwille fehlte
Das Amtsgericht (AG) sah die Partnerin nicht als Erbin an. Es war der Auffassung, dass nicht 
sicher feststellbar sei, dass mit dem Kneipenblock ein Testament errichtet werden sollte. Daher 
fehle der für ein Testament erforderliche Testierwille.

Oberlandesgericht: Testament wirksam
Der auf das Erbrecht spezialisierte Senat des OLG gelangte zu einer anderen Bewertung. Der 
handschriftliche Text auf dem Zettel sei ein wirksames Testament.

Das OLG war aufgrund der Einzelheiten des Verfahrens überzeugt, dass der Erblasser das 
Schriftstück selbst verfasst hatte und dass er mit dem genannten Spitznamen allein seine Part-
nerin gemeint habe. Auch, dass der Erblasser mit der handschriftlichen Notiz seinen Nachlass 
verbindlich regeln wollte, stand für den Senat aufgrund von Zeugenangaben fest.

Dass sich die Notiz auf einer ungewöhnlichen Unterlage befinde, nicht als Testament bezeich-
net und zudem hinter der Theke gelagert war, stehe der Einordnung als Testament nicht entge-
gen. Zum einen sei es eine Eigenart des Erblassers gewesen, für ihn wichtige Dokumente hinter 
dem Tresen zu lagern. Zum anderen reiche es für die Annahme eines Testaments aus, dass der 
Testierwille des Erblassers eindeutig zu ermitteln sei und die vom ihm erstellte Notiz seine 
Unterschrift trage. Das OLG stellte die Partnerin daher als rechtmäßige Erbin fest.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Beschluss vom 20.12.2023, 3 W 96/23, PM 10/24

Das Amtsgericht (AG) hat den Verfahrenskostenhilfeantrag für die Härtefallscheidung zurück-
gewiesen. Hiergegen ging die Ehefrau mit ihrer Beschwerde vor.

Härtegründe müssen in der Person des anderen Partners vorliegen
Das OLG hat die Beschwerde zurückgewiesen. Zur Begründung hat es insbesondere ausge-
führt, dass die Voraussetzungen für eine Härtefallscheidung nicht vorliegen würden. Eine Ehe 
könne vor Ablauf des ersten Trennungsjahrs nur geschieden werden, wenn die Fortsetzung der 
Ehe für einen Ehepartner aus Gründen, die in der Person des anderen Ehegatten liegen, eine 
unzumutbare Härte darstelle. Der von der Ehefrau gestellte Scheidungsantrag vor Ablauf des 
Trennungsjahrs habe keine Aussicht auf Erfolg. Bei ihrer Schwangerschaft handele es sich nicht 
um einen Umstand, der in der Person des Ehemanns begründet sei. Umstände, die ausschließ-
lich oder wenigstens vornehmlich in der Person des die Scheidung beantragenden Ehegatten 
ihre Ursache haben, seien insoweit für den von ihm gestellten Scheidungsantrag nach dem 
Wortlaut und dem Zweck des Gesetzes von vornherein irrelevant.

QUELLE  |  OLG Zweibrücken, Beschluss vom 7.2.2024, 2 WF 26/24, PM vom 8.4.2024


